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Über dieses Buch

Um sicher recht zu tun, muss man recht wenig vom Recht wissen. 
Allein um sicher unrecht zu tun, muss man die Rechte studiert 
haben.

Georg Friedrich Lichtenberg (1742–1799)

Der Inhalt dieses Handbuches richtet sich nach den Ausbildungsvorgaben für 
Lebens– und Sozialberatung und nach der Praxiserfahrung der Autorin als Juris-
tin, Beraterin und Mediatorin. Daraus resultiert die Erkenntnis, dass rechtliches 
Know–How als Ressource dienen kann – als Recht der Beratung (Berufsrecht) und 
als Recht in der Beratung (im Beratungsprozess selbst).

Die beraterische Praxis führt durch verschiedenste Rechtsgebiete. Nahezu jede 
profunde Ausbildung im psychosozialen Kontext  1 enthält einen Rechtsteil, die 
sowohl den berufsrechtlichen Rahmen als auch anwendungsbezogene Inhalte ver-
mitteln soll. Bisher war neben dem Berufsrecht der Schwerpunkt auf Familienrecht, 
„Allgemeine Rechtsfragen“ konnten von den Referenten beliebig gestaltet werden. 
Die neuen Ausbildungsvorgaben (näher dazu im Berufsrecht auf Seite 22) sind 
auf berufsrelevante Rechtsnormen, Abgrenzungsfragen und anwendungsbezogene 
Fallbeispiele ausgerichtet. Dieses Handbuch umfasst dementsprechend eine Auswahl 
interessanter Rechtsgebiete, die sich an typischen Tätigkeitsbereichen der Lebens– 
und Sozialberatung orientiert. Eine ausführliche Darstellung des Familienrechts 
entspricht der Spezialisierung der Autorin. Berufsrechtliches mit Fallbeispielen aus 
der Beratungspraxis und Rechtsprechung ist für alle Berater:innen  2 bedeutsam und 
ist, nach einer grundlegenden Einführung, das „Herzstück“ dieses Werks.

Das Internet bietet zu allen Lebensthemen offizielle und verlässliche Informatio-
nen – interaktiv und aktuell  3. Gedrucktes bietet praktische Vorteile, bleibt aber 
dahinter quantitativ und qualitativ zurück. Es wird daher in jedem Kapitel auf 
eine Nachlesemöglichkeit von Zahlen, Daten und übersichtlichen Darstellungen 
im Netz verwiesen  4.



12

Alles, was recht (Recht) ist

Nur das ist recht, was recht ist, sagt ein Sprichwort. Das erscheint auf den ersten 
Blick als Tautologie – Recht ist ein mehrdeutiges Wort. Darunter kann dreierlei 
verstanden werden: objektiv die Gesamtheit der Rechtssätze, die in einer Gemein-
schaft gelten (Rechtsordnung), subjektiv die den einzelnen Rechtsunterworfenen 
eingeräumten Befugnisse (Berechtigung) und ideell der kulturelle Wertmaßstab, 
an dem die Rechtsordnung gemessen wird (Gerechtigkeit).

Von Schuld und Verantwortung

Was du nicht willst, dass man dir tu, das füg´ auch keinem anderen zu.

Immanuel Kant (1724 – 1804), ein Vordenker der Aufklärung, rief dazu auf, sich 
von jeglichen Anleitungen (wie Gott) zu lösen und Verantwortung für sein eigenes 
Handeln zu übernehmen.

Wenn ein Schaden eingetreten ist, wird nach dem / der Schuldigen gesucht. Es gibt 
Kläger:innen, Beklagte, Beschuldigte, Täter:innen, Opfer. Ein Schuldspruch bezieht 
sich auf Vergangenes. Verantwortlich sein weist in die Zukunft. Wer etwas verant-
wortet, kann etwas anbieten, verändern, verbessern. Sich für etwas zu schämen, 
bedeutet sich verantwortlich fühlen und zugleich das Geschehene zu verstehen. 
Eine ehrliche Entschuldigung kann daher wieder etwas gut machen.

Im ganzheitlichen Menschenbild stehen Körper, Geist und Seele in wechselseitiger 
Beziehung miteinander. Die Beteiligten eines Systems befinden sich in ständiger 
Interaktion. Das psychosoziale Setting eröffnet den Raum, zwischen intra– und 
interpersonellen Faktoren ein Gleichgewicht im Hier und Jetzt herzustellen und 
Verantwortlichkeiten nachhaltig neu zu verteilen. Persönliches Potenzial, Bezie-
hungsdynamiken, äußere Lebensumstände und nicht zuletzt die Tagesverfassung 
sind dabei relevant.

Mediation bietet eine Alternative zur gerichtlichen Konfliktlösung in vielen gerichts-
nahen Lebensbereichen (vom Nachbarschaftsstreit über Elternkonflikte bis zum 
Tatausgleich). Die Beteiligten entscheiden selbst über den Ausgang der Verhandlung.

Aus systemischer Sicht tragen alle zum funktionierenden Miteinander bei. Selbst-



13

verantwortliche Lösungsfindungen durch Rechtsunterworfene entlasten das 
Rechtssystem. Berater:innen, Mediator:innen und andere psychosoziale Profes-
sionalist:innen dienen an einer wichtigen Schnittstelle der Gesellschaft.

Das Recht kann als „Katastrophenordnung“ eingreifen, wenn die psychosozialen 
Möglichkeiten erschöpft sind, Konflikte zu lösen.

Normenvielfalt in der Beratung

Die Klienten bringen verschiedene Glaubenssätze mit, was richtig oder falsch ist. 
Moral, Ethik, Sitte, Religion, Philosophie und Zeitgeist bestimmen menschliches 
Denken und Handeln seit jeher. Normen und Wertvorstellungen beeinflussen den 
Beratungsprozess (oft unbewusst). „Bin ich noch normal?“ oder „Ist das normal?“ 
fragen Klienten bei der Problembeschreibung.

Prinzipiell ist aus psychosozialer Sicht so gut wie alles normal, was für die Klienten 
hilfreich erscheint (subjektive Betrachtung). „Erlaubt ist, was gefällt“ könnte man 
sagen.

Die Rechtsordnung geht von einem objektivierten Maßstab, vom „wertverbundenen 
Durchschnittsmenschen“ aus. Das, was rechtens ist, ist ein allgemein anerkanntes 
Kriterium für einen „richtigen“ Lösungsweg. In der Mediation gibt es mehrere 
Beteiligte, was es schwieriger macht, passende Kriterien für die „richtige“ Lösung 
zu finden. Alle wünschen sich „Fairness“, meinen jedoch damit die Erfüllung der 
eigenen Erwartungen. Ein faires Ergebnis in der Mediation ist im Grunde ein aus-
gewogenes Ergebnis.

 « Recht kann als Maßstab dienen für eine „richtige“ Lösung in persön-
lichen und zwischenmenschlichen Dilemmata.

Rechtskenntnisse in der Beratung

Im psychosozialen Setting verstehen Beraterin und Klient unter Begriffen wie 
Rechtsordnung, Gerechtigkeit oft Unterschiedliches. In der psychosozialen Aus-
bildung werden zudem viele andere Kompetenzen (fachübergreifend) vermittelt. 
Diese sollten eine Beraterin nicht zur Expertin machen, jedoch in die Lage versetzen, 
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Berufsrecht

Rechtsgrundlagen der Lebens– und Sozialberatung

Berufsgruppe – Wirtschaftskammer

Österreichweit gibt es sind rund 8600 psychosoziale Beraterinnen. Etwa zwei Drittel 
davon sind weiblich  15. 5500 sind aktiv, 3100 haben ihr Gewerbe ruhend gemeldet  16. 
Die gewerbliche Ausübung von Ernährungsberatung  /  sportwissenschaftlicher 
Beratung fällt ebenso unter die Berufsgruppe Lebens– und Sozialberatung. Davon 
sind rund 190 / 150 gewerblich tätig.

Die Lebens– und Sozialberatung stellt neben Psychiatrie, Psychotherapie und 
Psychologie eine der vier Säulen der psychosozialen Versorgung in Österreich 
dar. Das Berufsrecht für die Diplomierten Lebens– und Sozialberater:innen ist im 
europäischen Vergleich gut ausgestaltet.

Bis zur Reform des Gewerberechts Ende der 1980er Jahre war die Beratung als Beruf 
gänzlich ungeregelt. Die Behandlung von psychischen Problemen mit Krankheits-
wert war den Ärzten mit psychiatrischer Fachausbildung vorbehalten. Psychologen, 
Psychotherapeutinnen und andere Mitglieder der „Psychoszene“, wie Astrologinnen, 
Hypnotiseure, Wünschelrutengänger, Kartenlegerinnen (…) konnten „psychologische 
Beratung“ als freies Gewerbe anbieten. Mit der Schaffung des Psychotherapie– und 
Psychologiegesetzes (1990) und der Regelung der Lebens– und Sozialberatung in 
der Gewerbeordnung änderte sich dies.

Die Interessensvertretung der Lebens– und Sozialberater:innen einschließlich Sport-
wissenschaftliche– und Ernährungsberatung ist die Wirtschaftskammer (WK), Sparte 
Gewerbe und Handwerk, Fachgruppe Personenberatung und Personenbetreuung.

www.lebensberater.at > Informationsseite der WK für Lebens– und Sozialberater:innen
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Gewerberechtliche Vorgaben

Jede / r Gewerbetreibende hat seinen / ihren Betrieb bei der Gewerbebehörde (Be-
zirksverwaltungsbehörde) anzumelden. Jede gewerbsmäßig (nicht zur Erbringung 
von Eigenbedarf), selbstständig (auf eigene Rechnung und Gefahr), regelmäßig (die 
Bereitschaft dazu genügt), in Gewinnerzielungsabsicht (gilt schon ab Kostendeckung) 
ausgeübte Tätigkeit gilt als Gewerbe. Die persönlichen Voraussetzungen sind ein 
Mindestalter von 18 Jahren, berechtigter Aufenthalt im Inland (Österreicher:in, 
EU–Bürger:in, Ausländer:in mit entsprechendem Status), Unbescholtenheit und 
eine geeignete Betriebsausstattung.

§ 119. Gewerbeordnung
(1) Einer Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Lebens– und Sozialberatung 
(§ 94 Z 46) bedarf es für die Beratung und Betreuung von Menschen, insbesondere 
im Zusammenhang mit Persönlichkeitsproblemen, Ehe– und Familienproblemen, 
Erziehungsproblemen, Berufsproblemen und sexuellen Problemen. Dazu gehört 
auch die psychologische Beratung mit Ausnahme der Psychotherapie. (…)

Die Lebens– und Sozialberater:innen gehören zur Liste der reglementierten Gewerbe 
in § 94 GewO, wie beispielsweise auch die Augenoptiker:innen, Masseur:innen, 
Fußpfleger:innen und Zahntechniker:innen. Die Gewerbeordnung stellt klar, dass 
nur „vollwertige“ Lebensberater:innen angestellt werden dürfen. Also solche, die 
eine fachliche Eignung besitzen (und gegebenenfalls auch nachweisen können).

Einzelpersonenunternehmen (EPU)

Die psychosoziale Beratung wird typischerweise als Einzelunternehmen (EPU) 
geführt. Für Kleinunternehmer:innen gibt es Begünstigungen betreffend die So-
zialversicherung. Es braucht nur ein Unfallversicherungsbeitrag geleistet werden, 
wenn anderweitig der Krankheitsfall und die Pension abgesichert ist (etwa über 
Mitversicherung beim Ehegatten oder durch ein bereits bestehendes Angestell-
tenverhältnis). Diese Vergünstigungen sind an bestimmte Grenzen im Jahres-
gewinn / Umsatz gebunden. Es besteht daher ein Risiko, nachträglich SV–Beträge 
einzahlen zu müssen.

Praxistipp:
Honorarforderungen können „netto“ verrechnet werden mit dem 
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Zusatz: mehrwertsteuerbefreit nach § 6 Abs 1 Z. 7 USG.

Genaue Informationen zu EPU, Sozialversicherung für Selbstständige und Um-
satzsteuer erfolgen durch das Informationsservice der Wirtschaftskammer. 
Empfehlenswert ist insbesonders das Gründerservice, das den Start in die Selbst-
ständigkeit erleichtert.

Zu Beginn der Karriereplanung ist Bildungs– und Berufsberatung für Jugend-
liche, Erwachsene und junge Unternehmen hilfreich. Dies ist zugleich ein Be-
tätigungsfeld für „gelernte“ Berater:innen. Auf den digitalen Serviceportalen des 
Bundes gibt es Informationen (auch) für Einzelunternehmer und Unterstützung 
bei Verwaltungsagenden.

www.gruenderservice.at > (WKO)
www.wifi.at >Wirtschaftsförderungsinstitut (WKO)
www.bic.at > Institut für Bildungsforschung (WKO)
www.usp.gv.at > Digitales Unternehmensservice
www.finanzonline.at > Online–Portal, elektronische Signatur

Die Lebens- und Sozialberatungsverordnung 2022

Ein Handbuch der Wirtschaftskammer (E-Book)  17 erläutert die neuen Rahmen-
bedingungen der Ausbildung und Zertifizierung von Lehrgängen. Es beschreibt 
die Bildungs- und Ausbildungsziele und das Kompetenzprofil des/der zukünftigen 
psychosozialen Berater:in. Die berufliche Handlungskompetenz besteht aus per-
sönlichen, sozialen und fachlichen Kompetenzen. Das Curriculum des Lehrgangs 
„Psychosoziale Berater:in“ ist dementsprechend aufgebaut. Das Handbuch umfasst 
eine einleitende Erklärung, ein Rahmencurriculum, Details zur Curriculumsstruktur, 
die Wiedergabe der LSB-VO neu und die Befähigungsprüfungsordnung (für die 
Meisterprüfung) sowie einen Leitfaden für Ausbildungsinstitute betreffend die 
Anerkennung nach neuen Vorgaben (Validierung). 

Lernergebnisse, Kenntnisse, Wissen und Fertigkeiten sind erstmals genau beschrieben. 

Beispiel Sozial- und Selbstkompetenz in Krisensituationen: Berufsanwärter:innen 
sind in der Lage, Krisensituationen zu erkennen und die adäquate Unterstützung 
anzubieten. Sie sind für den Beratungsprozess verantwortlich, können an die 
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richtigen Kooperationspartner weitervermitteln. Sie kennen und reflektieren ihre 
eigenen Grenzen. Dies entspricht den Ausführungen zu besonderen („schwierigen“) 
Beratungssituationen (siehe Seite 64).

Beispiel Kooperation mit „angrenzenden“ Heilberufen: Lernziel ist es, die Arbeits-
felder der Psychologie (namentlich Entwicklungspsychologie inkl. Paardynamik, 
Familienphasen, Alter, Tiefenpsychologie, Sozialpsychologie, Alltagspsychologie, 
Sexualpsychologie, Psychodiagnostik, Konfliktpsychologie, Traumaforschung) zu 
kennen und deren wissenschaftliche Arbeitsweise zu verstehen. Die Konzepte der 
psychotherapeutischen Schulen (namentlich tiefenpsychologische Orientierung, 
humanistisch-existentielle Orientierung, systemische Orientierung, verhaltens-
modifizierende Orientierung) sollte man erklären und die Situation der Klient:innen 
entsprechend einordnen können. Zudem sollte man die berufsspezifischen medi-
zinischen Fachgebiete kennen, um psychosomatische Beschwerden einzuordnen, 
gegebenenfalls beratungstechnische „Erste Hilfe“ zu leisten und gegebenenfalls 
an den richtigen Kooperationspartner (Ärzt:innen, Kliniken, psychiatrische Ein-
richtungen) weiter zu vermitteln (siehe Seite 36).

Das neue Rechtsmodul vermitteln ein Grundwissen, damit Berufsanwärter:innen 
ihren Klient:innen eine Auskunft „im informativen Rahmen“ geben können und 
diese zielführend weiterleiten können. Die Anliegen der Klient:innen hinsichtlich 
Familie, Arbeit, Aufenthalt rechtlich einordnen zu können ist erklärtes Lernziel dieses 
Moduls. Ebenso sollen die Standesregeln kontinuierlich reflektiert werden. Kennt-
nisse des Datenschutzrecht beziehen sich auf die entsprechende Dokumentation 
und anlassbezogene Auskunft (siehe Seite 39). Die Aufzählung der relevanten 
Rechtsgebiete (namentlich Grundbegriffe des Bürgerlichen Rechts, insbesondere 
Vertragsrecht und Konsumentenschutz, Personenrecht und Personenstandsrecht, 
Familienrecht, Ehe- und Kindschaftsrecht, Eingetragene Partnerschafts-Gesetz, 
Unterhaltsrecht, Erbrecht, Erwachsenenschutzrecht, Psychotherapiegesetz, Psy-
chologengesetz 2013, Gewaltschutzrecht, Kinder- und Jugendhilferecht, Fremden-, 
Niederlassungs- und Aufenthaltsrecht, Arbeits- und Sozialversicherungsrecht, 
berufsspezifisches Gewerberecht einschließlich Standesrecht, Wirtschaftskam-
merorganisationsrecht, Verwaltungsverfahrensrecht und Behördenorganisation) 
bestätigt im Wesentlichen die hier getroffene Auswahl. Diesbezüglich wird (auch) 
an dieser Stelle auf die zentrale Rechtsinformationsquelle für alle Bürger:innent-
hemen (www.oesterreich.gv.at) verwiesen.

Es gibt auch ein Modul „Sozialeinrichtungen und Sozialgesetze“ mit  Überschnei-
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Familienrecht

Ein Überblick

Das Familienrecht ist im psychosozialen Ausbildungskontext stets ein Schwerpunkt. 
Im privaten Lebensbereich ist nämlich ein Eingriff der Obrigkeit nur bedingt mög-
lich und zielführend. Der Grundsatz der Familienautonomie gewährt weitgehende 
Gestaltungsfreiheit im Zusammenleben von Menschen. Die meisten Fallbeispiele 
aus der Beratungspraxis überschneiden sich mit dem Familienrecht dort, wo das 
Zusammenleben nicht (mehr) funktioniert und die betroffenen Personen alternative 
Formen der Problemlösungen suchen. Das Familienrecht kann als eine Art Katas-
trophenordnung für den zwischenmenschlichen Konfliktfall verstanden werden.

Im Fokus ist der Ausgleich der Existenzsicherung zu Gunsten desjenigen Eheteils, 
der in der Praxis überwiegend die unbezahlte Familienarbeit übernimmt. In der 
gegenwärtigen Rechtslage besteht nach wie vor Reformbedarf, nur schrittweise 
gelingt die seit Jahrzehnten angepeilte Geschlechtergerechtigkeit. Ausgehend von 
der „Patria potestas“, die bis in die 1970er Jahre das Familienleben prägte, über 
die Einführung der einvernehmlichen Scheidung (1978) und die Schaffung eines 
verschuldensunabhängigen Unterhaltsanspruches (2000), der Möglichkeit zur 
gemeinsamen Obsorge von Eltern nach Scheidung (2001), die erst im Jahr 2013 
um ein einseitige Antragsrecht eines Elternteiles (auch ohne Zustimmung des 
anderen) erweitert wurde.

Hinsichtlich der Einhaltung rein persönlicher Rechte und Pflichten in der Ehe / Ein-
getragenen Partnerschaft kann das Gericht nicht angerufen werden, weil die ehe-
liche Gemeinschaft der Natur nach auf Freiwilligkeit beruht. Die meisten Probleme 
während aufrechter Ehe können also nur auf privater Ebene („familienautonom“) 
gelöst werden. Das Recht hat dabei bestenfalls Vorbildwirkung.

Kein Wunder also, dass das Gericht in Familienangelegenheiten vermehrt die 
Betroffenen in die Verantwortung holt und auf die psychosoziale Beratung bzw. 
Mediation als streitschlichtende Maßnahme zurückgreift (vgl 95 Abs 1a – ver-
pflichtende Elternberatung vor einvernehmlicher Scheidung, § 107 Abs 3 Z 2, 3 
Außerstreitgesetz die Mediation / Erziehungsberatung als eine Maßnahme zur 
Sicherung des Kindeswohles im Obsorgeverfahren).



80

Gesetzliche Grundlagen des Familienrechts

Das Familienrecht umfasst thematisch – je nach Status der Paar– bzw. Elternbe-
ziehung – die Rechtsfolgen nichtehelicher Lebensgemeinschaften, die Institution 
Ehe / Eingetr. Partnerschaft und deren Auflösung (Scheidung), sowie die Rechte 
und Pflichten von Eltern / Kindern bei Zusammenleben, nach Trennung bzw. bei 
Patchworkfamilien.

Das Recht – besonders das Familienrecht – will einen Ausgleich schaffen für existen-
zielle Schieflagen, die aus familiären Aufgabenteilung entstehen. „Familienarbeit ist 
genauso viel wert wie Erwerbsarbeit“ ist ein solcher Grundsatz. Die Beistandspflicht 
geht aus ehebedingten Gründen eventuell über die Scheidung hinaus (Unterhalt). 
Im Elternkonflikt zählt das Kindeswohl.

• ABGB (1811): Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch  67

• Ehegesetz (1938): Eheauflösung und Scheidungsfolgen
• EPG (2010): Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft
• PersonenstandsG (Formvorschriften für die Eheschließung)
• UnterhaltsvorschussG (Kindesunterhaltsvorschuss durch den Staat)
• JugendwohlfahrtsG (Grundsätze über Mutterschafts–, Säuglings– und Ju-

gendfürsorge)
• Bundesgesetz über religiöse Kindererziehung
• FortpflanzungsmedizinG (Voraussetzung für erlaubte künstl. Fortpflanzung)
• Wohnungseigentumsgesetz
• u.a.m.

Die Ehe

§ 44 ABGB: In dem Ehevertrage erklären zwei Personen verschiedenen Geschlechts 
gesetzmäßig ihren Willen, in unzertrennlicher Gemeinschaft zu leben, Kinder zu 
zeugen, sie zu erziehen, und sich gegenseitig Beistand zu leisten.

Das Wesen der Ehe liegt in grundsätzlich lebenslanger, umfassender Gemeinschaft 
der Ehegatten, sie ist jedoch im Gegensatz zu früher nicht mehr unauflösbar (obwohl 
§ 44 noch von unzertrennlicher Gemeinschaft spricht), sondern bedeutet heute nur 
mehr, dass die Ehe von vorneherein auf unbegrenzte Zeit eingegangen wird. Auch 
die Verpflichtung, Kinder zu zeugen, wird heute relativiert. Auch der Vorbehalt für 
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Personen verschiedenen Geschlechts ist mittlerweile Geschichte (seit 1.1.2019)  68.

Partnerschafts–, Gleichbeteiligungs–, Einvernehmlichkeitsgrundsatz

Seit den 1970er Jahren gilt in Österreich das partnerschaftliche Ehemodell. Das 
drückt schon § 89 ABGB folgendermaßen aus: „Die persönlichen Rechte und 
Pflichten der Ehegatten im Verhältnis zueinander sind gleich“.

Die Ehegatten sind einander also zur umfassenden Wohn–, Wirtschafts– und 
Geschlechtsgemeinschaft, also zur umfassenden ehelichen Lebensgemeinschaft 
verpflichtet.

Die Ehegatten sollen ihr gemeinschaftliches Lebens einvernehmlich gestalten wie 
sie möchten, etwa die Rollenverteilung bei Erwerb und Haushaltsführung (genannt 
die „eheliche Gestaltungsvereinbarung“). Generell gilt eine Interessensabwägung, 
wenn ein Ehegatte etwas Grundlegendes ändern will: je mehr die Interessen des 
Partners / der Partnerin oder der Familie beeinträchtigt werden, desto wichtiger muss 
der Grund für das einseitige Abgehen von einer einmal getroffenen Vereinbarung 
sein. Im Falle eines berechtigten Änderungswunsches haben sich die Ehegatten 
wiederum um einvernehmliche Neuordnung der Lebensverhältnisse zu bemühen.

 « Besonders berücksichtigungswürdig ist dabei der Wunsch des kinder-
betreuenden Elternteils nach Rückkehr ins Berufsleben.

Halbe–Halbe in der Haushaltsführung: Früher oblag dem nichterwerbstätigen 
Ehegatten die Haushaltsführung allein. Nun ist auch der / die berufstätige Ehe-
gatte / Ehegattin ausdrücklich zur Mitwirkung im Haushalt verpflichtet. Freilich 
ist das Ausmaß der jeweiligen beruflichen Belastung der Ehegatten, aber auch ihr 
physisches und psychisches Leistungsvermögen zu berücksichtigen.

Die ehelichen Rechte und Pflichten im Einzelnen (§ 90 ff ABGB)

• Zur gemeinsamen Erziehung von Nachkommenschaft; die elterlichen Auf-
gaben (Obsorge und finanzielle Versorgung) gemeinsam bewältigen;

• Wohnen unter einem Dach;
• Treue;
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Allgemeine Rechtsfragen

Arbeitsrechtliche Bezüge im Beratungskontext

Zum Arbeitsrecht zählen die Rechtsbeziehung zwischen Arbeitgeber:in und Arbeit-
nehmer:in, zwischen Arbeitnehmer:innen untereinander (Individualarbeitsrecht) 
sowie das Kollektivarbeitsrecht (für Arbeitnehmerschutz und Betriebsverfassung, 
Betriebsrat, Gewerkschaft, Kollektivverträge)  105.

Jede / n Arbeitgeber:in trifft eine Fürsorgeverpflichtung für seine / ihre Mitarbei-
ter:innen (§ 1157 ABGB, § 18 AngG). Dazu gehört der Schutz vor gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen am Arbeitsplatz einschließlich Vermeidung von krankmachenden 
Arbeitsbelastungen und Schaffung von gesundheitsfördernden Rahmenbedingungen 
auf betrieblicher und individueller Ebene (einschl. Stärkung der Selbstverantwort-
lichkeit der Mitarbeiter:innen - www.gesundheit.gv.at).

In Ergänzung zu den gesetzlichen Arbeitsschutzbestimmungen sollen durch ge-
zielte Maßnahmen die Gesundheit der Beschäftigten erhalten und arbeitsbedingte 
Erkrankungen vermieden werden. Das Arbeitsinspektorat kontrolliert dies (einschl. 
Evaluierung psychischer Belastungen) und kann Maßnahmen zur betrieblichen 
Gesundheitsförderung anordnen  106.

Erkrankung

Bei Erkrankung hat jede / r Arbeitnehmer:in Anspruch auf Weiterbezahlung des Ver-
dienstes im Krankheitsfall (mindestens für sechs Wochen). Voraussetzung ist die 
zeitnahe Mitteilung an den / die Arbeitgeber:in, in der zwar eine plausible Ursache, 
aber keine genaue Diagnose angeführt sein muss.

Während des Krankenstandes hängt es von der Erkrankung ab, welches Verhalten 
zulässig ist (Ausgehzeiten).

Beispiel: Burn Out ist ein anerkannter Krankheitszustand; zur Genesung ist ein 
weiter Winterspaziergang und andere Freizeitaktivitäten zulässig, anders als bei 
Bronchitis.
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Eine Kündigung während des Krankenstands ist grundsätzlich zulässig, der Lohn / Ge-
halt muss weiterbezahlt werden, solange darauf Anspruch besteht, danach über-
nimmt die Krankenversicherung die Fortbezahlung (ca. 50–60%).

 « Achtung – bei einvernehmlicher Auflösung während des Krankenstan-
des droht ein Anspruchsverlust  107!

Wiedereingliederungsteilzeit

Nach längerer Krankheit kann zur Erleichterung der Wiedereingliederung die Herab-
setzung der bisherigen Arbeitszeit in Wiedereingliederungsteilzeit (WIETZ) vereinbart 
werden (Tipp: am Besten schon bei Krankenstandsantritt ärztlich verfügen). Die 
bisherige Normalarbeitszeit muss dazu mindestens um ein Viertel, höchstens um 
die Hälfte reduziert werden unter Beibehaltung eines (aliquot reduzierten) Entgelt-
anspruchs (zusätzlich erhält er / sie entsprechend Krankengeld). Die WIETZ dauert 
max. 6 Monate (zuzüglich einmaliger Verlängerungsmöglichkeit um max. 3 Monate).

Kurzzeitpflege von Kindern / nahen Angehörigen

Im aufrechten Arbeitsverhältnis haben Eltern oder sonstige nahe Angehörige bei 
Betreuungsbedarf einen Anspruch auf bezahlte Freistellung wegen Krankenbe-
treuung (1 Woche).

Pflegekarenz / Familienhospizkarenz

Bei schwerer Erkrankung von im selben Haushalt lebenden Kindern und nahen 
Angehörigen besteht – nach schriftlicher Meldung an den / die Arbeitgeber:in die 
Möglichkeit, bis zu maximal 9 Monaten zu Hause zu bleiben (gegen Entfall des 
Entgelts). Auch andere Lösungen (Heimarbeit, flexible Arbeitszeitgestaltung u.ä.) 
können im konkreten Fall Sinn machen.

Ähnliches gilt für die Sterbebegleitung von Angehörigen (auch Eltern / Schwieger-
eltern, Geschwister, Ehepartner:innen und Lebensgefährt:innen  108).
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Der Grundsatz der Gleichbehandlung  109

Gilt für den öffentlichen Dienst (Bundes– und Landesgleichbehandlungsgesetze) 
sowie für die Privatwirtschaft betreffend die Ungleichbehandlung in der Arbeits-
welt  110 und bezüglich Zugang zu Gütern und Dienstleistungen (Bank, Museum...) und 
bezieht sich auf Geschlecht, sexuelle Orientierung, Nationalität, Weltanschauung, 
Religion, Alter oder Behinderung.

Umfasst ist die Gleichbehandlung bei Begründung eines Arbeitsverhältnisses (Be-
werbung), die gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit, Sozialleistungen, Aus– und 
Fortbildungsmaßnahmen, das Gebot geschlechtsneutraler Ausschreibung u.a.m.

Beispiele:

• Einer Frau / einem Mann mit dunkler Hautfarbe wird aufgrund ihrer / seiner 
ethnischen Zugehörigkeit der Zutritt zu einem Restaurant verweigert (un-
mittelbare Diskriminierung).

• „Perfekte Deutschkenntnisse“ als Anforderung für Lagerarbeit (unsachliches 
Unterscheidungsmerkmal).

• Teilzeitkräfte werden von Führungspositionen ausgeschlossen. Da in diesem 
Unternehmen vor allem Frauen als Teilzeitkräfte arbeiten, werden hierdurch 
hauptsächlich Frauen hinsichtlich ihrer Aufstiegschancen gegenüber Män-
nern, die als Vollzeitkräfte für Führungspositionen vorgesehen sind, benach-
teiligt (mittelbare Diskriminierung).

Sexuelle Anspielungen und Übergriffe am Arbeitsplatz

Sexuelle oder geschlechtsbezogene Belästigung am Arbeitsplatz  111 berechtigt das 
Opfer zu Schadenersatz / Schmerzensgeld und kann für den / die Täterin empfind-
liche Strafen bedeuten.

Benachteiligungsverbot: Als Reaktion auf eine Beschwerde darf ein / e Arbeitneh-
mer:in durch den / die Arbeitgeber:in innerhalb des betreffenden Unternehmens 
(Betriebes) oder auf die Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Gleich-
behandlungsgebotes nicht entlassen, gekündigt oder anders benachteiligt werden.

Stalking: Für die beharrliche Verfolgung durch Unbekannte (Stalking) am Arbeits-
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platz ist letztlich die Polizei zuständig und es gibt – wie im familiären Bereich – 
strafrechtliche Konsequenzen.

Der Begriff Stalking bezeichnet eine Reihe von Handlungen, die nunmehr straf-
rechtlich verboten sind. Im Grunde genommen ist Stalking nichts anderes als 
Psychoterror, der im Strafgesetzbuch als „Beharrliche Verfolgung“ bezeichnet wird 
(§ 107a StGB, z.B.: Verbale Belästigungen, Auflauern, Telefon– oder Emailterror)  112.

Unter Strafe gestellt wurden diese Handlungen, weil Opfer, die über eine längere 
Zeit hinweg von einer Person verfolgt oder belästigt wurden, mit dem Gefühl der 
Unsicherheit, der Angst oder gar mit Panik und gesundheitlichen Schäden reagierten.

Cyber–Mobbing (§ 107c StGB): Gemeint ist der Tatbestand der fortgesetzten 
Belästigung im Wege der Telekommunikations– oder eines Computersystems, die 
eine Person für eine größere Zahl von Menschen an der Ehre verletzt und / oder 
Tatsachen oder Bildaufnahmen für eine größere Anzahl von Personen zugänglich 
macht. Voraussetzung ist, dass dies ohne deren Zustimmung, für einen längeren 
Zeitraum und auf eine unzumutbare, die Lebensführung beeinträchtigende Wei-
se  113, geschieht.

Diskriminierungstatbestände

Zum Schutz vor Diskriminierung aufgrund einer körperlichen / geistigen Behinde-
rung gibt es das Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG) und das Behinderten-
einstellungsgesetz (BEStG)  114. Darin sind z.B. barrierefreie Zugänge (oder andere 
bauliche Maßnahmen), behindertengerechte Arbeitsgeräte, technische Arbeitshilfen, 
geeigneter Arbeitsrhythmus und geeignete Aufgabenverteilung vorgeschrieben  115.

Zuständig ist das Sozialministerium, Ansprechpartner:in ist österreichweit der / die 
Behindertenanwalt:anwältin  116.

 « Bei Konflikten gibt es die Möglichkeit der Schlichtung und / oder einer 
kostenfreien Mediation bei ausgewählten Mediator:innen  117.


